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Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 6607/J-NR/1994, 

betreffend Parteipolitik bei den Diplomprüfungen durch den 

Tiroler ÖVP-Abgeordneten Univ.Prof. Dr. Dieter Lukesch, die die 

Abgeordneten Ing. MEISCHBERGER und Kollegen am 5. Mai 1994 an 

mich gerichtet haben, beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Der Abgeordnete zum Nationalrat Univ.Prof. Dr. Dieter Lukesch 
hat sich auf mein Ersuchen zur gegenständlichen Anfrage aus­

führlich geäußert. Ich möchte diese Stellungnahme den anfragen­

den Abgeordneten auszugsweise zur Kenntnis bringen: 

"Seit der Reform des Rechtswissenschaftlichen Studiums im Jahr 
1981, die das Diplomprüfungsfach "Grundzüge der Volkswirt­

schaftslehre undVolkswirtschaftspolitik" im ersten Studienab­

schnitt einführte, habe ich eine sechs Semesterwochenstunden 

umfassende diesbezügliche Lehrveranstaltung aufgebaut und bin 
seit 10. November 1981 als Prüfer für dieses Fach seitens der 

Rechtswissenschaftlichen Fakultät bestellt bzw. laufend wieder­

bestellt. In dieser Eigenschaft nehme ich (neben weiteren be­

stellten Prüfern) jährlich rund 100 derartige Prüfungsakte ab, 

die sich streng am Inhalt der genannten Lehrveranstaltungen, 

der diesbezüglichen Übungen und der angegebenen Literatur 
orientieren. 

6473/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 9

www.parlament.gv.at



- 2 -

Da mir an einem, am modernen Stand der Wissenschaft einerseits 
eng angelehnten und am Erfahrungswissen der Studierenden an­

knüpfenden Lehr- und prüfungsbetrieb andererseits sehr viel 

liegt, wurde gerade das für Juristen zum Verständnis wirt­
schaftspolitischer Entscheidungen zentrale Forschungsgebiet der 
Neuen Politischen Ökonomie in Grundzügen in die Vorlesung auf­
genommen. Ursprünglich anknüpfend an die Forschungsarbeiten des 

österreichischen Ökonomen Josef A. Schumpeter, später weiter­

entwickelt durch A. Downs, J. Buchanan, F. A. Hayek, J. Rawls, 

B. S. Frey uvam. wendet diese Theorie ökonomische Forschungs­

instrumente auf wirtschaftspolitische Entscheidungsprozesse an. 

Damit wird die in der Realität immer vorhandene Verknüpfung von 

Wirtschaftsablauf und politischem Entscheidungsprozeß systema­

tisch erhellt, das Verhalten von politischen Parteien im demo­
kratischen Wettbewerb und das Wählerverhalten werden Gegenstand 
ökonomischer Analysen. Dieser Ansatz ist international seit 
etwa Anfang der Siebzigerjahre anerkannt und mit jedem modernen 
Lehrbuch der Volkswirtschaftspolitik nachvollziehbar. Zahlrei­
che wissenschaftliche Zeitschriften des deutschen, angloame­

rikanischen, französischen Sprachraumes belegen die Bedeutung 
dieser Methode. 

Der im Auszug beiliegende "Leitfaden zum Vorlesungsinhalt: 

Grundzüge der Volkswirtschaftslehre und -politik" (verfaßt von 
meinem Institut und herausgegeben seitens der Fakultätsver­

tretung Rechtswissenschaft der Hochschülerschaft an der 

Universität Innsbruck) belegt die von den Prüfungskandidaten 

verlangten Inhalte zur Thematik "Neue Politische Ökonomie". 

Ich wäre ein schlechter Hochschuldidaktiker, wenn ich gerade 
unter dem Ausbildungsanspruch, die Zusammenhänge zwischen Wirt­
schaftssystem und politischem System transparent zu machen und 

damit dem Studierenden ein höheres Maß an Verständnis und Kri­

tikfähigkeit auch in politökonomischen Fragen vermitteln zu 

wollen, derartige Inhalte lediglich abstrakt und ohne konkreten 

Bezug auf die Alltagserfahrungen unterrichten und prüfen würde. 
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Gehört es doch zu den wesentlichen Aufgaben der wissenschaftli­
chen Lehre, auf der Basis eines theoretischen Fundaments die 

praktische Anwendbarkeit der Wissenschaft und ihrer Lehre, ihre 

Verifikation bzw. in kritische~ Sicht ihre Falsifikation nach­

zuweisen. 

In der annotierten, beiliegendenVorlesungsgliederung ist auf 

Seite 15 der Satz zu lesen: "In der indirekten Demokratie kann 
eine Regierung, die sich nach der Mehrheitsmeinung richtet, von 
der Opposition durch Minderheitsstrategien geschlagen werden ... ". 
Dieser Satz rekurriert auf ein deduktiv abgeleitetes Minderhei­
tenwählerparadoxon von A. Downs (An Economic Theory of Democracy, 
1957, dt. Ausgabe Ökonomische Theorie der Demokratie, Tübingen 

1968), nämlich daß trotz der systematischen Verfolgung des 

mehrheitlichen Wählerwillens seitens einer Regierung im demo­

kratischen System auch Oppositionsparteien eine berechenbare 

Chance haben, Wahlen zu gewinnen. 
Wenn ich also einleitend zu einer Prüfung am praktischen Bei­

spiel der österreichischen Politik und zu der im einzelnen 
überprüfbaren Feststellung kam, daß das mehrheits fähige Regie­

rungsübereinkommen in allen·wesentlichen pu.nkten erfüllt wäre, 

so handelt es sich keinesfalls um eine "ex cathedra Lobhudelei", 

wie die Anfragensteller polemisch behaupten/sondern um die ty­
pische politökonomische Ausgangslage zu einer weiterfolgenden 
Prüfungs frage über "erfolgreiche Minderheitswählersttategien" 
von Oppositionsparteien, die ja seitens der FPÖ als praktisches 
Beispiel derzeit und ganz aktuell verfolgt werden. Hier dem 

jungen, angehenden Juristen einen entsprechenden Durchblick 

über die Funktionsweisen von demokratischen Systemen am öster­

reichischen Beispiel zu verschaffen, halte ich für meine 
Pflicht als Professor. In ~ller Bescheidenheit und unter beson­

derem Hinweis auf den Art. 17 Staatsgrundgesetz, füge ich an, 

daß ich in den letzten Jahren bei den Vorlesungsevaluierungen 
durch die Studierenden zweimal zum "teacher of the year" an 

meiner Fakultät gewählt wurde, was die Richtigkeit meiner hoch­
schuldidaktischen Position bekräftigt. 
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Ob und wer sich nun in der Tat über diese Feststellungen ange­
legentlich der öffentlichen Prüfung am 5.3.1994 beschwert hat, 
oder ob die FPÖ nunmehr auch in altgewohnter Manier Konfidenten 

mit versteckten Tonbandgeräten in meine Vorlesungen und Prüfun­
gen schickt, um einen politisch erfolgreichen Abgeordneten und 

Wissenschafter in Verruf zu bringen (ähnliche Aktionen sind ja 

in strafrechtlich verdächtiger Weise gegen Journalisten in 

Innsbruck gesetzt worden, siehe dazu die Antwort des Justizmi­

nisters auf meine Parlamentarische Anfrage II-6233/AB Beil. 

11/13/701), vermag ich im Detail nicht zu beurteilen. Ich habe 

allerdings Grund zu letzterer Annahme, denn ein informierter 

Student hätte die Zusammenhänge zum PrüfungsstOff sofort ent­

deckt und keinerlei Veranlassung, peinlich berührt zu sein. Daß 

aber ein Magister der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, 

wie der Abg. Trattner, diese Zusammenhänge nicht entdeckt, 
zeigt nur von sträflicher Vernachlässigung seiner anläßlich der 

Sponsion versprochenen Weiterbildungspflicht. 

Dennoch habe ich aus dem gegebenen Anlaß in meiner laufenden 

vorlesung die Studierenden befragt, ob sie sich parteipolitisch 

traktiert fühlten, wenn ich den Vorlesungsstoff auch mit 

aktuellen Beispielen aus der österreichischen Wirtschaftspoli­

tik unterlege - das Ergebnis war eindeutig, denn die Praxisre­

levanz der akademischen Lehre ist nach wie vor ein Hauptanlie­

gen der Hörerinnen und Hörer, auch ist ihre Kritikfähigkeit und 

-bereitschaft durchaus so hoch entwickelt, daß sie zu einern 

autonomen Urteil befähigt sind. 

Auch den im Motivenbericht der Meischberger-Trattner-Anfrage 

enthaltenen Untergriff, ich täte dies - weil um meine Wieder­

wahl zitternd - im vorauseilenden Gehorsam, darf ich mit der 
Anmerkung versehen, daß - glaubt man den hiesigen Presseberich­

ten vorn vergangenen Dienstag - der FP-Abgeordnete Trattner in 

seinem Wahlkreis Innsbruck Stadt seitens seiner Parteifreunde 

auf eine völlig aussichtslose, nichtwählbare Stelle plaziert 

wurde und nur mittels Direkt-Durchgriffs des FP-Parteio~manns 

bzw. seines Generalsekretärs Meischberger als Kandidat den FP-
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Wählern auf's Aug' gedrückt wurde. Meine Plazierung in den 
offenen Vorwahlen der ÖVP ist bekannt und ein Ergebnis meiner 
Arbeit der letzten vier Jahre." 

Aufgrund dieser Stellungnahme ist zu den einzelnen Fragen 

folgendes festzustellen: 

1. Ist Ihnen der oben geschilderte Vorfall bekannt? 

2. Wenn ja, wie beurteilen Sie ihn? 

3. Wurden solche Verfehlungen des ÖVP-NAbg. und Univ.Prof. 
Dr. Lukesch bereits früher an Sie herangetragen? 

4. Wenn ja, welche Konsequenzen haben Sie daraus gezogen? 

Antwort: 

Da ich keine "Verfehlungen" des Abgeordneten Dr. Lukesch in 
seiner Funktion als Universitäts lehrer zu erkennen vermag und 
auch aus der Vergangenheit seit meinem Amtsantritt keine "Vor­

fälle" bekannt sind, erübrigt es sich, auf diese Fragen riäher 
einzugehen. 

5. Sind Ihnen solche Verfehlungen auch von anderen Universi­
tätsprofessoren, die politische Ämter bekleiden, bekannt? 

6. Wenn ja, welche Konsequenzen haben Sie in diesen Fällen ge­
zogen? 

Antwort: 

Mir ist nicht bekannt, daß Universitätsprofessoren, die politi­
sche Ämter bekleiden, seit meinem Amtsantritt ihr Lehramt zu 
politischer Agitation mißbraucht hätten. Ein Einschreiten mei­

nerseits war daher nicht erforderlich. 
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7. Welche Konsequenzen werden Sie im gegenständlichen Fall 
ziehen? 

Antwort: 
Hiezu verweise ich auf meine Feststellungen zu den Fragen 1 bis 

4 . 

8. Wie stehen Sie zu der Unvereinbarkeit zwischen der aktiven 
Ausübung einer Tätigkeit als Universitätslehrer und der Aus­
übung eines politischen Amtes? 

Antwort: 

Ich halte die Tätigkeit als Universitäts lehrer mit der Ausübung 

eines politischen Amtes keineswegs für unvereinbar. Ich halte 

es vielmehr für durchaus sinnvoll, wenn Universitäts lehrer po­

litische Ämter - insbesondere in gesetzgebenden Körperschaften 

- ausüben, da auf diese Weise die Bedeutung von Forschung und 

Lehre in den Landtagen, im Nationalrat und im Bundesrat bei der 

gesetzgeberischen Arbeit die wünschenswerte Berücksichtigung 
findet. 

9. Sind Sie willens und in der Lage, auch als ÖVP-Parteiobmann 
auf NAbg. Univ.Prof. Dr. Lukesch einzuwirken, daß sich sol­
che Vorfälle nicht mehr wiederholen? 

Antwort: 

Siehe die obigen Ausführungen zu den Fragen 1 bis 4. 

Der Bundesminister: 

Beilage 
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Liebe Kolfeginnen! 
Liobe Kol'egenl 

Dis öslefToichische JUr1slenavsbildung war von jeher dadurch gekennzeichnet. daf:. 
sie dem Studenl8n eine relativ gründliche Ausbildung in den sozial· und wittschafts 
wissenschaJrJichen Fächern verminelts. 
Irl zunehmendem Maße wild dem Juristen jedoch in vielen Berflichen von Absol­
venten anderer, einschlägiger Studienrichtung9n (BWl. VWL. eIe.} Konkurrenz 
gemacht 
Aus diesem GlUnd Brscheint es uns problematisch. daß der Gesetzgeber ein Fad> 
wi9 ·Volkswinscha/lslehr9 und Wirtschaftspolitik" im ersten Studi9nabschnin (bzw. 
sogar im ersten Samester) angesiOOell hat. wo weder juristische noch sonstige 
Vorkenntnisse vorausgesBtzt werden könn9fl. Dies wäre aber tür BinB fächeriiber· 
greifBnci9 &handlung dieses Faches. sowie fÜl das Verständnis der rechlS­
pari/ischen Erwägungen im B9feich der Wrucha/t wünschenswert. wenn nichl 
enorderlich. Da dem Studienanfängel somit auch die • otz SBh1 komplenn· Bei­
spiele unverständlich bleiben. reduziert skh die Prülungsvorb8reitung auf mehr 
oder wenig6r stures L9fnsn d8s PrufUilgsstofies. und die ZuSammenhänge werden 
vielfach erst nach Ablegung dar Priifung erkannt 
Das hiesig91nsJitut für Wn1Schaltstheorie und -politik. das sich sehr bemilhl, 
dieses Handicap zu mais/ern. haI vorliegende Ubsrsicht über den Inhah der 
Vorlesung ~Grundzüg9 der VWL und .poli1i< für Juristen ~ zusammengestent. die 
gEwissermaßen als roter FwafJ durch dieses komplexe Far:h dieni!n sol. 
Wejl di8S9f VorlesungsinhaJt. den wir im I6tzl6n .hhJ erstmals als Kopituvorlags alll 
der ON 41Jfgelegt haben, so gul angekommgn ist, haben wir uns enlSchiossen. ihn 
h900r als handliche Broschüre n9U h9rauszugeb6n. Besonders hilfreich sind dia am 
Rand angelühr!8n LiteralurvS/'tW1iSB, so daß man einze/n8 Kapitel der Vorlesung 
jederzeit auch zu HauSB nachlesen kann. Jedoch kann diese InhaltsiiOOrsicht nicht 
den Basuch der Vorlesung ersetzen. 
!-Vi, 1tIj)nschen Dir joJenlaJIs viB! für Dein Studium und verb/eben mit freundlichen 
GrüBEm von Deiner Fakultätsvertretung 

Bemhard Achatz 
Vorsitzender 

r. .... -....# ... "'-_ ......... '.I'IIUI ._J _-.J;.,;c. 
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Teil 2: "Gesam1wirtschaftllche Theorie: Einführung In die 
MakroökollOmik" (6 Wochen zu ie 6 Slunden) 

1. KAPITEL: . 
VON DER MIKBoOKOHOMIK ZUR MAKROÖKONOMK 
- Explizite Berücksichtigung des "Staates~ in der Wirtschaft 
- Aggr&gation \ber Entscheidung$einhailan und Märkte 
- Wirtschaltspolitische Fragestellungen 

1.1. BEGBQNDUNGSYERSUCHf DER MAKROÖKONOM!K UNO 
DER WIRTSCHAfTSPOLITIK AUS DER lliEOOIE PES SOG 
"MARKIVERSAGENS· 
• Ideologische versos ökonomische Interpretation des "Marktver· 

sagens· . 

- SlaaUichGs Ordnungsrecht als Voraussetzung zur Marktalloka· 
lion 

- Weilere &gründungen: Ölfentliche GOter, exteme Effekte, stei· 
gende Skahmenräge, Slabilisiarung des Wirtschaftsablaufs, 
Einkommensumvorteilung und Sozialpolitik (Allokations-, Stabi­
lisierungs- und DisiribiJtionsfunklion des Staates) 

- Hinweis aut die Thooriedes sog. ·Staats- bzw. Polilikversagens" 
1.1.1. ÖllentlicheGijler 

• ~tinitiOllsmerkmaJe geborenerölfenllichorGüter: Nicht­
rivalilät im Konsum, Nichlanwendbarkeit des Ausschluß­
prinzips. Nichtautdeckbarkeit der wahren Konsumenten­
prälerenzen 

- Reine öffentliche Güter und Mischgüter (vertitale Addi-· 
lion der individuellen NachlragGfunktionen). ganafolls 
EnlgeRlichkeit und das Problem der -Kostenillusion-

- Gekoreno. meritorische Güter (gesellschaftliChe Wert­
überlegungen, 'wohlmeinonde-Interferenz in individuel­
len Präferenzen, kaineöffenllichen Güterim ökonomisch-
technischen Sinn) . 

• Kvsten-Nullen-Analysen als Ersatz des privatwirtschaft­
lichen Kaküla (Berechoung des "internen Zinssatzes· 
oines ötfenllichen Projekts) 

1.1.2. Exleme Effekte 
• Delinilion eigenllicher (technologischer. paretore!evan-

rar) Externalilälen 
- AllokationsslÖru09&n durch Externalitälen 
- Pekuniäre EXlernalil.ä1en 
- Beispiele für positive und negativa Externaliläten nach 

Bereichen ihres Auflralens und ihrer Ursachen 
• Haben privala Investitionen posilive externe Effekte? 
- Ursache n von Exlernaliläten: Mangelhaft begründete oder 

l 
} 
I 
! 

j 
I 

VI123 

begrundbare private Eigentumsrech!e 
-Intemalisierungs;;lrategien: COASE-Th8<lrem. PIGOU­

Sieuem (-Subvantionen)g.mäß VerurSacherprinzip. Um­
weltzartilikate, Gebote und Verbote, tlexibla Auflagenl<>­
$U~ (Offsat-PolitilVAusglelchspolilik. Glockenpolitik) 

1.1.3. Steigende SkaLenerträge - sog. "natürliche Mooopole-
- Bereiche des vermuteten Auftrelens: "leitungs-und schia­

nenQ'lbundene" Industrie; Weltlauf um Kapaziälan. Mo-
nopolisierungslendenzen . 

- Grenzkosten-Preisregel·Aeguierung: VerkJS1subvenlio­
nieru~ und Verstaatlichung 

• Mögliche M31ktlösungen bei "natürlichen Monopolen·: 
öHenlllche Infrastruktur und Belreiberwettbewerb 

1.1.4. Erklärung von Staatseingriffen 
Das Verhallen von Pofnikem und Bürokraten· der Er­
klärungsansatz deI Neuen Politischen Ökonomie (Ökcr 
nomische Theorie der Politik) 

Die Enlscheidungssysteme:M arkt, Demokratie,Hierarchie 
(Bürokratie). Vemandlung. -Liebe" 

- Demokralielheorie 
Klassische Demokratiethoorie: Volk entscheidet über Ge­

meinwohl- feststalung des Gemeinwohls nicht möglich: 
- Arrows UnmöglichkeitSlheorem am Beispiel 

des CondorC&t Abstimmungsparadoxon -
widersprüchliche Ergebnissa 

- In indirekter Demokratie (Wahl von Politikern) 
kann Regierung, die sich nach der Mahrheitsmeinung 
,ichtet. von Opposilion durch Minderheitnstf3tegie ge­
schlagsn werden - kann Wahlsystem eine Minderheit 
begünstigen -kanndurch KoaJitioneine Min~erheit $tarke 
Stelluog erhalten 

Einwände Schumpeters (1942lgegen die Vertreterlheorie 
de, indireklen Demolvatie: 

Der Poli1ker a15 Unternahmsr, dia soziale Funktion der 
Politikar als Nebenprodukt; A. Downs (1957): 
Stimmenmaximlerungshypolhese und Eigeninleressen 
der Politiker 

Optimale Abstimmungsregaln? 
J. Buchanan: Aus Inlra-externen Kosten und 

Konsansfindungskostan ergeben sich 
Inierdependenzkosten, Minimierung ergibt Abstimmung­
slegel; J. Rawle Theory 01 Justice 1971 : Optimale Reg el 
flur im Zustand der Ungewissheit festlegen 

Das Modell von Wirtschaft und Politit der NPÖ (B. Frey) 
Durch Wählerstimmanmaximierung wird Wirtschaftspolitik 

onlsprechand von Wählerprälarenzen die Wirtschaft so 
beeinflussen versuchten. dass die Regierung wieder ge-

-- -"'--, ... - .............. . _ ... --~ ... .. 11: 
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wähh wird. 
- Bürokratieth60rie 

l.v.Mises (1944), A. Downs (1967): Kritik an normativer 
Anweisungstheoiie: 
- Informationsmänget Anweisungen - Kontroll9 -

Inlormationsfluss - Nicht-Messbarkeit des Outputs -
Nichttunk1ionieren eines Anreizsystems; Entstehen von 
Handlungsspielraum für Bürokraten: Nutzsnfunktionen 
der Bürokratie, Budget- oder Personalmaximierung, 
GesamtnutzeolGesamtkosten anslelle Grenzkostenl 
Grenznutzen, Überhöhtes Angebot; Ergebnis: Demo­
kratie und Bürokratie führen nicht zu Paretcoplimalem 
Ergebnis der Allokration und Distribution -Neben Markt­
vorsagen gibt 8S Staatsversagen. 

1.2. 8ESCHREIBUNGS-UNPANAI.,YSEINSTRUMENTAAIUM PER 
MAKROÖKONOM IK: ÖFFENTLICHER HAUSHALT UNO 
VOLKSWIRTSCHAFTLICHES RECHNUNGSWESEN 
1.2.1. ÖflentrlChe Haushalte - ein tinanzwissenschafißcher Ap­

per~ue 

- Gemeinsamkeiten öHentlicher und privater Haushalte: 
Bedadsdeckung {private vs. Kollektivbedürfnisse), Er­
folgsbeurteilung (private vs. kollektive Nutzenschätzun­
gen), ZuschuBwirtschaften (ursprüngliche vs. derivative 
Mittelzufuhr) 

• Unterschiedo zwischen öHentiichen und privaten Haus­
hallen: Art des Bedarfes, Aulgabenumfang, Zwangser­
werb, Art und Zustandekommen des Haushaltsplanes 

- Institutionelle Zusammensetzung des öffentlichen Sek· 
tors: GebietsköipElfsc!laften, Parallscen (Sozial-, Stän­
de-, Kirchenfiscell). öHentl~ Unternehmungen (A~gie-. 
Monopolbetriebe, di~ Gemeinwirtschaft); div. StaaIsquo­
len (Zwangsabgaben-. Einnahmen~. Staalsausgaoon­
und erweiterte Staatsausgabenquote):Gesetz der "Wa.ch­
senden StaatStätigkail- (A.. WAGNER), Displacement 
(PEACOCK. WISEMAN). VerzÖQerungsaHekte (nMM); 
BAUMOl'sche Kostenkrallkheit . 

- Zwaogserwelb: Äquivalenzprinzip, leislungsl~igkeits· 
prinzip (gleiches absolutes, relatives bzw. Grenzoplet) 

- Haushaltsplan (vorausgesehätzt8 Einnahmen, gepfanle 
Ausgabon) und Budgelgrundsälza: Vollständigkeit, Ein­
heillichkeil, Klarheit (Real-. Funktionalprlnzipl, Genauig­
keit, Yorh8(igkeil, Spezialität, Non-Affektation, ÖJfent­
lichkeil. Jährlidlkeit (Budgetvorschau, mittelfrislige Fi­
nanzplanung, Zero-base- und sunset-Budgetierung). 
H aushallsausgleiclJ 

• öflontl. Einnahmen: Erwerbseinkünfte, Gebühren und 
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Beiträge, Steuern, Kreditaufnahmen, sonst. Einnahmen; 
Gliederungon nach ordentlichen/außerordentlichen, 
Zwangseinnahmen, spezielle Gegenleistung; wichtigste 
Steuern und Zölle; quantitatiVQ Bedeutung der Einnah­
menarten in Österreich 

- öHent!. Ausgaben: ökonomische Gliederung 
- finanzausgleich: Begrifl; Bedeutung IOr Autonomie, Zen-

tralisation und Dezentralisation; Men (horizonlaJer, ver­
tikaler; vertikaler Finanzausglaich mit horizontalem Effekt 
- abgestufter BevälkerungsschlOssel; aktiver, passiver 
Finanzausgleich); Finanzausgleichs-Systeme: Gesaml­
verbund. Konkurrenzsystem, Einzelverbund, Trenn- und 
Zusdllagssystem; f.-YG. und Steuerhoh91t in österreich 
(au sschl. Bundes-,landes·, Gemeindeabgaben; gemein­
schaft!. Bundesabgaben) -Hinweis auf Föderalismuspro­
blerp. 

1.2.2. Das volkswirtschaftliche Rechnungswesen (VGR) 
- &gritt der VGR; Teilrechnungen, Strom- und eestands­

rechnungen: Verwendungszwecke 
, .2.2.1. Volkseinkommensfechnung: Kreislaulaggrega1e und­

axiom; Kontenlorm, Bewertungsprinzipien (Markt-, Schat­
lenpreiS9; Kosten. sog. Imputationen, nomineUe und rea­
le Rachnung, BIP-O&flator) 
• Entstehungsrechnung: Nationales Produktionskonto; 

BPW, vom BIP zU Marktpreisen zum NIP zu Faktorko­
slen (Inländische WerJschöpfung); Inlands... InländGf­
kDnzepUBNP (BSP). NNP, Volkseinkommen (Inländer­
wsrtschöpfung) 

- Verleilungsrechnung:P,imäNerteilun9nach Brutto-Ent­
{Jelte aus "nselbständiger Albeit und Bruttoeinkünlte 
aus Besitz und Unternehmung ... YE (&gritt der lohn­
quote). Sekundäre EinkommensverteUung: Pers. En­
kommen; veriügbares persönL Einkommen (Massan­
einkommen); verfügbares Volkseinkommen, velWen­
det als Y't .. C + S 
VelWeooungsrechnung: Endnachfragekomponenten 
Priv. Konsum, öff. Konsum, Private und öffenUiche 

. Bruttoinvestilionen, Lagerveränderungen - VGl Y (-+ 
Exporte - Importe - BIP) 

- Wichlige Kreislaulidentitäten und SaldenmechanismGn 
(Wo STÜTZEl): 

BSP. BP+F .. W .. + P,+T,+O -C+S+ T +D .. C+G+I""-+ X-Im 
e...........".· 
NOCII"""II ""_. 
~I 

Eink. .v.teilung.. E"'k.·V~· Cü .. ·_ .. 
'-"'9 ,ec:hr""!I -"9 
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